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Beschlussempfehlung 
 
Der Entwurf des Einzelplans 11 wird mit den aus den Anhängen ersichtlichen Änderungen 
angenommen. 
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Bericht 
 
 
A Beratungsergebnis des Fachausschusses 
 
Der Entwurf des Einzelplans 11 wurde vom 
 
- Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales   Vorlage 16/1388 
und 
-  Integrationsausschuss       Vorlage 16/1389 
 
beraten. Zusätzliche Erläuterungen zum Einzelplan 11 lagen zu den Beratungen mit der 
Vorlage 16/1072 vor.  
 
a) Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat in seiner Sitzung am 

13. November 2013 abschließend beraten und abgestimmt. Es lagen fünf 
Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen sowie ein Änderungsantrag der Fraktion 
der PIRATEN zur Abstimmung vor. Die Abstimmungsergebnisse im Fachausschuss 
ergeben sich aus dem Anhang zu dieser Beschlussempfehlung (lfd. Nummern 1, 6, 8 
bis 11). Der Einzelplan 11, Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales, wurde mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU, FDP und 
PIRATEN-Fraktion so verändert angenommen. 

 
b) Der Integrationsausschuss hat in seiner Sitzung am 6. November 2013 das Kapitel 

11 060 (Gesellschaftliche Teilhabe und Integration Zugewanderter) mit den Stimmen 
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU und PIRATEN bei Abwesenheit der Fraktion der FDP unverändert 
angenommen. Änderungsanträge wurden im Fachausschuss nicht zur Abstimmung 
gestellt. 

 
 
B Beratungsergebnisse der Berichterstatter des Haushalts- und 

Finanzausschusses 
 
Die Berichterstatter des Haushalts- und Finanzausschusses haben sich mit dem Entwurf des 
Einzelplans 11 befasst. Das Ergebnis der Beratungen ergibt sich aus der Vorlage 16/1269. 
 
 
C Abschließende Beratung im Haushalts- und Finanzausschuss 
 
Das für alle Einzelpläne zusammengefasste Ergebnis der Beratungen des Personaletats im 
Unterausschuss "Personal" ist der Vorlage 16/1370 zu entnehmen. Der Unterausschuss 
„Personal“ hat den personalrelevanten Teilen des Einzelplans 11 in seiner Sitzung am 
19. November 2013 mit den Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und PIRATEN zugestimmt. 
Änderungsanträge lagen zu den Schlussberatungen des Unterausschusses „Personal“ nicht 
vor.  
 
Die Beratungen zu diesem Bereich des Haushalts im Haushalts- und Finanzausschuss sind 
in dem Bericht zum Entwurf des Haushaltsgesetzes 2014 - Drucksache 16/4400 - dargestellt.  
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Das Ergebnis der Beratungen einzelplanübergreifender Anträge ist dem Bericht zum 
Einzelplan 20 - Drucksache 16/4420 - zu entnehmen. 
 
Der Haushalts- und Finanzausschuss hat sich am 21. November 2013 abschließend mit dem 
Entwurf des Einzelplans 11 befasst. Dort lagen fünf Änderungsanträge der 
Koalitionsfraktionen, vier Änderungsanträge der CDU-Fraktion sowie 1 Antrag der Fraktion 
der PIRATEN vor. Die Anträge der Koalitionsfraktionen wurden mehrheitlich angenommen, 
die übrigen Anträge mehrheitlich abgelehnt. Das Abstimmungsverhalten ergibt sich aus dem 
Anhang.  
 
 
D Gesamtabstimmung 
 
In der Gesamtabstimmung wurde der so geänderte Entwurf des Einzelplans 11 mit den 
Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen von CDU, FDP und PIRATEN angenommen. 
 
 
 
 
 
Christian Möbius 
Vorsitzender 
 
 
 
Anhang: 5 Änderungsanträge der-Fraktionen von SPD und GRÜNEN 
 4 Änderungsanträge der Fraktion der CDU 
 1 Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN  
 
Anlage: Veränderungsnachweis des Finanzministeriums 
 
   Änderungen in den Haushaltsansätzen  
 



 

Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
1 

 
CDU 

 
Kapitel 11 029 Arbeit und Qualifizierung 
Titel 686 10  Zuschuss an die Gesellschaft für innovative 
                                   Beschäftigungsförderung GmbH, Bottrop 
                                   (G.I.B.) 
 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
 
2014        2013 
von  1.149.000 Euro           1.149.000   Euro 
um      100.000 Euro 
auf   1.049.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Die notwendige Konsolidierung des Haushalts macht eine Reduzierung 
des Ansatzes auf den Ausgabenbereich von 2011 (Ist-Zahl 1.034.000 
Euro) nötig. 
 
 
 
 

 
abgelehnt  
 
SPD  nein  
CDU  ja 
GRÜNE nein  
FDP  Enth.  
PIRATEN nein  
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt  

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
2 

 
CDU 

 
Kapitel 11 029 Arbeit und Qualifizierung 
Titel 686 20  Zuschuss an die Technologieberatungsstelle 
   beim Deutschen Gewerkschaftsbund – Landes- 
    bezirk Nordrhein-Westfalen-e.V. Dortmund 
                                   (TBS) 
 
 
Reduzierung des Baransatzes 
 
 
2014        2013 
von  1.506.100 Euro           1.506.100   Euro 
um      200.000 Euro 
auf   1.306.100 Euro 
 
 
Begründung: 
 
Die notwendige Konsolidierung des Haushalts macht eine Reduzierung 
des Ansatzes auf den Ausgabenansatz von 2011 nötig. In guter 
konsolidierter wirtschaftlicher Lage ist die Arbeit der TBS – obwohl sehr 
gut – nicht zu erweitern. 
 
 

 
abgelehnt  
 
SPD  nein  
CDU  ja  
GRÜNE nein  
FDP  Enth.  
PIRATEN nein  
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag-
steller 

(Fraktion/
en) 

Antrag 
(evtl. Begründung) 

Abstimmungsergebnis 

  

3 SPD 
GRÜNE 

Kapitel 11 029 Arbeit und Qualifizierung  
   

Titelgruppe 60 Förderung des Baus und der Ausstattung beruflicher Ausbildungsstätten 
Haushaltsvermerk Nr.3: 
 
Der Haushaltsvermerk wird gelöscht.  
 
 
Begründung: 
Folgeänderung wegen Änderung in Kapitel 11 050 TG 85 und TG 86 
 
Die gegenseitige Deckungsfähigkeit mit Kapitel 11 050 TG 85 und TG 86 wird aufgehoben. 
 
 
 

einstimmig 
angenommen  
 
SPD  ja 
CDU   Enth.  
GRÜNE ja  
FDP  Enth.  
PIRATEN ja  
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
4 

 
CDU 

 
Kapitel 11 032 Gemeinschaftlich mit der EU finanzierte 
                                   Förderungen von Arbeits- und 
                                   Qualifizierungsmaßnahmen 
Titelgruppe 61          Zuwendungen aus Mitteln der EU aus dem 
                                   Europäischen Sozialfonds der Förderphase 
                                   2007-2013 (Landesanteil) 
 
 
Veränderung der Schwerpunktsetzung  
 
 
2014        2013 
  17.800.000  Euro    22.800.000   Euro 
 
 
Begründung: 
Im Bereich der „Gestaltung von Übergängen in der Zielgruppenpolitik“ 
wird die Arbeit der Verbände grundsätzlich anerkannt. Bei den 
Beratungen durch die Erwerbslosenberatungsstellen und Arbeits-
losenzentren handelt es sich um eine Art „Lebensberatung“, die in sehr 
vielen Fällen richtig und nötig ist. Zuständig für diese Beratungen ist der 
Bund, der in NRW eine Vermittlungsoffensive gestartet hat, bei der 
zunächst das Personal kräftig aufgestockt werden soll. Insgesamt 238 
Vermittler sind in zunächst 13 Jobcentern eingestellt worden, um sich 
zeitintensiver den Beratungen widmen zu können. 
 

 
abgelehnt  
 
SPD  nein  
CDU  ja 
GRÜNE nein  
FDP  Enth.  
PIRATEN nein  



 

9 

 
Somit finanziert die Landesregierung aus den ESF-Mitteln 
Doppelstrukturen. Dies ist vor dem Hintergrund der 
Konsolidierungsnotwendigkeiten nicht zu vertreten.  
 
Die Landesregierung hat dies sogar selbst erkannt und den Titelansatz für 
2014 um 5 Millionen Euro geringer etatisiert. Darüber hinaus ist es nötig, 
eine Schwerpunktverlagerung vorzunehmen und 2 Millionen Euro des 
Landesanteils an den ESF-Mitteln in der Titelgruppe 60 für die 
Intensivierung des Werkstattjahres einzusetzen, welches im Rahmen des 
ESF-Programms unter dem Leitthema „Verbesserung des Humankapitals 
/ Jugend und Beruf“ gefördert wird.  
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 

zum Haushaltsgesetz 2014 
 

Sachhaushalt 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag-
steller 

(Fraktion/
en) 

Antrag 
(evtl. Begründung) 

Abstimmungsergebnis 

  

5 SPD 
GRÜNE 

Kapitel 11 032 „Gemeinschaftlich mit der EU finanzierte Förderungen von Arbeits- und 
Qualifizierungsmaßnahmen“ 
TG 60: Zuwendungen aus Mitteln der EU aus dem Europäischen Sozialfonds der 
Förderphase 2007-2013 (EU-Anteil) 
 
Haushaltsvermerk Nr. 8: 
 
Der Haushaltsvermerk erhält folgende Fassung: 
 
Mindestens 3 Mio. EUR sind für den Bereich „Bekämpfung von Armut“ einzusetzen, wobei  
davon mindestens 600.000 EUR für ein Programm zur Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung vorzusehen sind, das von Dachverbänden gemeinnütziger Träger, die dem 
Subsidiaritätsprinzip verpflichtet sind, durchzuführen ist. 
 
Begründung: 
Der Bereich „Bekämpfung von Armut“ soll dazu dienen, sich zunehmend verfestigende 
Armutsstrukturen aufzubrechen, die ein besonderes Problem in Nordrhein-Westfalen darstellen. 

angenommen  
 
SPD  ja 
CDU   nein  
GRÜNE ja 
FDP  nein  
PIRATEN ja  
 

Votum des AGS 
(13.11.2013) 
Vorlage 16/1388 
 
angenommen 
 
SPD   ja 
CDU   nein 
GRÜNE  ja 
FDP   nein 
PIRATEN Enth. 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
6 

 
CDU 

 
Kapitel 11 035 Landesinstitut für Arbeitsgestaltung des 
                                   Landes Nordrhein-Westfalen (LIA) 
 
Neuorganisation der Aufgaben des Arbeitsschutzes 
 
 
2014        2013 
von 12.335.000 Euro    12.421.800 Euro 
um   4.000.000 Euro 
auf   8.335.000 Euro 
 
 
Begründung: 
Die Aufgaben des Arbeitsschutzes sollen in 2014 neu organisiert werden. 
Zuständig sind bislang sowohl der staatliche Arbeitsschutz 
(Bezirksregierungen) wie auch die gesetzliche Unfallversicherung  
(Berufsgenossenschaften). In diesem bestehenden dualen System des 
Arbeitsschutzes existieren somit zwei Aufgabenträger, die jeweils eigene, 
voneinander zu unterscheidende Aufgaben in Betrieben wahrnehmen. 
Ineffizienzen und Kostensteigerungen sind die Folge der bestehenden 
Doppelstruktur. 
 
Viele Aufgabenfelder überschneiden sich. Synergieeffekte aus 
Doppelarbeit sollen besser genutzt werden. Insbesondere für die 
Unternehmen führt dies zu einem Bürokratieabbau. 
 

 
abgelehnt  
 
SPD  nein  
CDU  ja 
GRÜNE nein  
FDP  Enth.  
PIRATEN nein  



 

12 

 
Damit beispielsweise die Berufsgenossenschaften stärker im Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes tätig sein können, sind zunächst die rechtlichen 
Voraussetzungen zu schaffen und entsprechende vertragliche 
Vereinbarungen zu schließen. Dabei sind haushaltrechtlich sowohl die 
Einnahmeansätze aus auch die Ausgabeansätze in Einzelplan 03 und 11 
zu berücksichtigen. Die Mittelreduzierung seitens der Landesregierung ist 
um 4 Mio. Euro, die bei einer Aufgabenneuverteilung des Arbeitsschutzes 
in diesem Titel frei werden, zu erhöhen. 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antragsteller 
(Fraktion/en) 

Antrag Abstimmungsergebnis 

7 PIRATEN Kapitel  11 041 
Titel   neuer Titel 
Titelbezeichnung Zuschüsse des Landes zur Fortführung der 

Schulsozialarbeit 
 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2014 

von      Euro 
um 102.000.000 Euro 
auf 102.000.000 Euro 

 
Begründung: 
Die Schulsozialarbeit fungiert als professionelles Bindeglied zwischen 
Jugendhilfe und Schule und organisiert den Kontakt zu vielen weiteren 
Kooperationspartnern, Einrichtungen und Trägern. Durch die Schulsozialarbeit 
wird eine essentiell notwendige Arbeit für  Kinder und Jugendliche und für 
Lehrer und Eltern geleistet, die an jeder Schule, unabhängig von der Schulform 
und beim Ausbau von Ganztag und Inklusion dringend gebraucht wird.  
Diese Arbeit braucht Kontinuität und Qualität durch eine personell gut 
aufgestellte Schulsozialarbeit. 

abgelehnt  
 
SPD  nein  
CDU  nein  
GRÜNE nein  
FDP  nein  
PIRATEN ja  
 
 
Votum des AGS 
(13.11.2013) 
Vorlage 16/1388 
 
abgelehnt 
 
SPD  nein 
CDU  nein 
GRÜNE nein 
FDP  nein 
PIRATEN ja 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt / Personalhaushalt 

 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
8 

 
SPD 
GRÜNE 

Kapitel 11 050 Inklusion 
 
Titelgruppe 80         Maßnahmen zur Schaffung der 

gesellschaftlichen Inklusion von Menschen mit 
Behinderungen  

 
Titel 684 80               Zuschüsse an freie Träger 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
2014        2013 
von   2.829.500 Euro           2.829.500   Euro 
um      500.000 Euro 
auf   3.329.500 Euro 
 
Begründung: 

Die Erhöhung des Haushaltsansatzes ist für Maßnahmen zur Förderung 
der Inklusion vorgesehen. U.a. sollen mit den zusätzlichen Mitteln die 
Kompetenzzentren gestärkt und die Beteiligung Gehörloser am 
gesellschaftlichen Leben stärker unterstützt werden. In Bezugnahme auf 
die Studie „Teilhabe und Inklusion von Menschen mit Hörschädigungen in 
unterschiedlichen Lebenslagen in NRW“ sollen dabei auch die Probleme 
gehörloser Eltern in der Schule und im Kindergarten mit aufgegriffen 
werden. 

Deckung durch Reduzierung bei der Haushaltsposition 11050 Titel 893 85. 
 

einstimmig angenommen  
 
SPD  ja 
CDU  Enth.  
GRÜNE ja 
FDP  Enth.  
PIRATEN ja  
 
 
 
Votum des AGS (13.11.2013) 
Vorlage 16/1388 
 
einstimmig angenommen 
 
SPD  ja 
CDU  Enth. 
GRÜNE ja 
FDP  Enth. 
PIRATEN ja 
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Änderungsantrag der Fraktionen zum Einzelplan 11 

zum Haushaltsgesetz 2014 
 

Sachhaushalt 
 

lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
9 

 
SPD 
GRÜNE 

 
Kapitel 11 050 Inklusion 
 
Titelgruppe 85          Förderung von Werkstätten für Menschen mit 

Behinderungen  
 
Titel 893 85               Zuschüsse an Sonstige für Baumaßnahmen und 

zum Erwerb von Einrichtungen sowie für die 
Beschaffung von Einrichtungsgegenständen 

 
Reduzierung des Baransatzes  
 
2014        2013 
von   5.486.600 Euro           5.566.600   Euro 
um      500.000 Euro 
auf   4.986.600 Euro 
 
Begründung: 

Deckung für den Aufstockungsantrag bei Kapitel 11 050 Titel 684 80. 
 

einstimmig angenommen  
 
SPD  ja 
CDU  Enth.  
GRÜNE ja 
FDP  Enth.  
PIRATEN ja  
 
Votum des AGS (13.11.2013) 
Vorlage 16/1388 
 
einstimmig angenommen 
 
SPD   ja 
CDU   Enth. 
GRÜNE  ja 
FDP   Enth. 
PIRATEN  ja 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2014 

 
Sachhaushalt 

Lfd. Nr. 
des 

Antrags 

Antrag-
steller 

(Fraktion/
en) 

Antrag 
(evtl. Begründung) 

Abstimmungsergebnis 

  

10 SPD 
Grüne 

Kapitel 11 050 Inklusion 
 
Titelgruppe 85 Förderung von Werkstätten für Menschen mit Behinderungen 
 
Haushaltsvermerk Nr. 3: 
 
Der Haushaltsvermerk erhält folgende Fassung: Die Titelgruppen 85 und 86 sind hinsichtlich der 
Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen gegenseitig deckungsfähig. 
 
Begründung: 
Die Deckungsfähigkeit zu Kapitel 11 029 TG 60 wird aufgehoben, um die in Kapitel 11 050 
vorgesehenen investiven Mittel alleine auf die Unterstützung für Menschen mit Behinderung zu 
konzentrieren. 

einstimmig 
angenommen  
 
SPD  ja 
CDU  Enth.  
GRÜNE ja 
FDP  Enth.  
PIRATEN ja  
 
Votum des AGS 
(13.11.2013) 
Vorlage 16/1388 
einstimmig angenommen 

SPD   ja 
CDU  Enth. 
GRÜNE ja 
FDP  Enth. 
PIRATEN Enth. 

 



      Anlage zu Drucksache 16/4411

Änderungen im Entwurf des Haushaltsplans 2014

    Einzelplan 11:   Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales

Anlage:      Änderungen bei den Haushaltsansätzen

 



 



 Einzelplan 11:   Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales

 Anlage:             Änderungen bei den Haushaltsansätzen

Ansatz nach mehr/ neuer

Kapitel Zweckbestimmung dem Entwurf weniger Ansatz

Titel (Änderungen sind unterstrichen) (Stand: Ergänzung)

 EUR EUR EUR

11 029 Arbeit und Qualifizierung 

TG 60 Förderung des Baus und der Ausstattung beruflicher Ausbildungsstätten

Haushaltsvermerk Nr. 3 wird gelöscht.

11 032 Gemeinschaftlich mit der EU finanzierte Förderungen von Arbeits- und 

Qualifizierungsmaßnahmen

TG 60 Zuwendungen aus Mitteln der EU aus dem Europäischen Sozialfonds der Förderphase 2007-

2013 (EU-Anteil)

Haushaltsvermerks Nr. 8:

Mindestens 3 Mio. EUR sind für den Bereich „Bekämpfung von Armut“ einzusetzen, wobei  

davon mindestens 600.000 EUR für ein Programm zur Bekämpfung von Armut und sozialer 

Ausgrenzung vorzusehen sind, das von Dachverbänden gemeinnütziger Träger, die dem 

Subsidiaritätsprinzip verpflichtet sind, durchzuführen ist.

11 050 Inklusion

TG 80 Maßnahmen zur Schaffung der gesellschaftlichen Inklusion von Menschen mit 

Behinderungen 

684 80 Zuschüsse an freie Träger 2.829.500 500.000 3.329.500

TG 85 Förderung von Werkstätten für Menschen mit Behinderungen

Neufassung des Haushaltsvermerks Nr. 3 wie folgt:

Die Titelgruppen 85 und 86 sind hinsichtlich der Ausgaben und 

Verpflichtungsermächtigungen gegenseitig deckungsfähig.

893 85 Zuschüsse an Sonstige für Baumaßnahmen und zum Erwerb von Einrichtungen sowie für die 

Beschaffung von Einrichtungsgegenständen

5.486.600 -500.000 4.986.600

 Abschluss Einzelplan  11:

 Einnahmen: 2.750.487.800 unverändert 2.750.487.800

 Ausgaben: 3.592.347.500 unverändert 3.592.347.500

 Verpflichtungsermächtigungen: 152.919.500 unverändert 152.919.500


